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I. Grundsätze

Im Juni 1999 haben sich 31 europäische Staaten in der gemeinsamen Erklärung von Bologna unter dem Titel "Der gemeinsame europäische Hochschulraum" verpflichtet, bis zum Jahr 2010 vergleichbare Studienabschlüsse in Europa zu schaffen. Die darauf folgenden Aktivitäten pflegt man als Bologna-Prozess zu bezeichnen. 

Im Kern geht es bei der Reform um folgendes: 

1. Einführung eines "gestuften" Studiensystems mit den Abschlüssen Bachelor und Master. 

In einem auf drei Jahre angelegten Studium bis zum Bachelor soll "eine für den europäischen Arbeitsmarkt relevante Qualifikationsebene" erreicht und die Grundlagen für das weiterführende Studium zum Master gelegt werden.

2. Die zu schaffenden vergleichbaren Abschlüsse sollen durch ein Diploma Supplement näher beschrieben werden. Das sind Zusätze zum Zeugnis mit der Erläuterung des Inhalts des Studiums und der Prüfungen. Dies ist allein deshalb nötig, weil die Abschlüsse Bachelor und Master sowohl an Universitäten als auch an Fachhochschulen möglich sein werden. 

3. Einführung eines Leistungspunktesystems im Anschluss an die jeweiligen Lehrveranstaltungen (Credit points), u. a. um einen Studienortwechsel innerhalb Europas zu erleichtern. 

II. Offene Fragen
Es ist das erklärte Ziel der für die Hochschulen zuständigen Minister und Senatoren der Bundesländer, die vereinbarten Reformen bis zum Jahr 2010 einzuführen. Tatsächlich sind in den Universitäten und Fachhochschulen bereits eine Reihe von Diplom- oder Staatsexamen-Studiengängen entsprechend verändert und angepasst worden. 
Darüber hinaus gibt es eine Reihe von Problemen bzw. Fragen.

1. Einwände werden insbesondere von den Technischen Universitäten erhoben, die nicht auf den "Dipl-Ing." verzichten wollen. Dort, wie auch in anderen Fächern, wäre es in der Tat besser gewesen, das kürzere, praxisorientierte Studium (Bachelor) fände an den Fachhochschulen statt, das mehr wissenschaftlich angelegte zum Master an den Universitäten. Indem man dem Drängen der Fachhochschulen, ebenfalls Masterstudiengänge anzubieten, nachgegeben hat, beging man den ersten Sündenfall. Der zweite war, die Universitäten zu Bachelor-Programmen zu zwingen.
2. Für Juristen sei die Regelung nicht erforderlich ist im Koalitionsvertrag der derzeitigen Bundesregierung festgehalten. Demgegenüber haben jüngst zwei Justizlandesminister eine den Regeln des Bologna-Abkommens entsprechende Änderung der Ausbildung vorgeschlagen. 
3. Verschiedentlich wird auch seitens der Wissenschaftsminister erwogen, die klaren Regeln aufzuweichen, indem längere Regelstudienzeiten eingeräumt werden. 
Die Reform des Studiensystems mit der Ersetzung des Diploms durch Bachelor- und Masterabschlüsse hat u. a. zum Ziel, einen ersten Abschluss nach sechs Semestern zu ermöglichen. Das ist nicht nur an die Adresse der Studierenden gerichtet, die in dieser Zeit ein bestimmtes Pensum erarbeiten müssen, sondern vor allem an die Professoren, den Stoff so zu gestalten, dass er in dieser Zeit studierbar ist. Dass dies in vielen Fächern möglich ist, beweist das gesamte Ausland. Manche Hochschullehrer und viele Studierende sowie politisch Verantwortliche haben offenbar immer noch nicht begriffen, dass die Massenhochschule ein anderes Ausbildungssystem verlangt als die auf kleinere Zahlen ausgerichtete Universität der Vergangenheit. Innerhalb von fünfzig Jahren ist der Anteil der Studierenden an der gleichaltrigen Bevölkerungsgruppe von 3% auf rund 35% gestiegen bzw. von 300.000 auf ca. 2 Millionen. Diese Zahlen nach dem gleichen Schema bewältigen zu wollen wie jene überschaubaren Gruppen, kann nicht funktionieren. Überlange Studienzeiten und hohe Abbrecherquoten sind die Folgen. Da gibt der sog. Bologna-Prozess mit dem System gestufter Abschlüsse und zeitlich klarer Vorgaben die grundsätzlich richtige Antwort. Wenn dies nunmehr auch von einigen Wissenschaftsministern in Frage gestellt wird, nachdem sie ursprünglich zugestimmt haben, ist dies nicht nur inkonsequent, sondern riskant. Wer jetzt "einknickt", nimmt in Kauf, dass sich an den Hochschulen nicht viel ändert. Dann wird es nichts mit kürzerer Studiendauer und geringerem Alter der Absolventen.

4. Wie ist die Qualität der neuen Studiengänge im Vergleich zu den bisherigen Abschlüssen zu bewerten?

5. Werden die neuen Abschlüsse von den Arbeitgebern akzeptiert? 

6. Wird der Staat bei der Einstellung in den höheren Dienst den Bachelor als Voraussetzung gelten lassen? 

7. Wird das Verhältnis von Universitäten und Fachhochschulen weiter eingeebnet? 

8. Wie erfolgt ein Übergang vom Bachelor zum Master (nach Notendurchschnitt oder Quote)?

III. Auswirkungen auf die Korporationen 

Die Umstellung auf das neue System wird dazu führen, dass vor allem folgendes zu beachten ist:

1. längere Vorlesungszeiten. Das Studium wird sicher "verschulter" durch eine größere Zahl von Pflichtveranstaltungen und zeitlich intensiver gestaltet (42 bis 45 Wochen pro Jahr) 

2. mehr Veranstaltungen pro Woche (40 Stunden) 

3. kürzere Studiendauer

4. permanente Prüfungen (credit points). 

Für die Korporationen bedeuten die anstehenden Reformen in ganz bestimmten Punkten, dass sie sich umgehend und unmittelbar auf die veränderten Verhältnisse einstellen müssen. Dazu gehört, dass zunächst einmal zur Kenntnis genommen wird, wie sich die Studienbedingungen verändert haben und weiter verändern werden. Die Konsequenz daraus muss sein, zu überdenken, ob das „Programm“ der jeweiligen Verbindung damit noch in Einklang zu bringen ist. 

Probleme und Maßnahmen

1. Die entscheidende Frage ist, wie die stärkere zeitliche Belastung der Studenten in einem reformierten Studium mit den Anforderungen eines Verbindungslebens zu vereinbaren ist. 

Erste Erfahrungen mit so strukturierten Studiengängen zeigen, dass ein wesentlich höherer Beratungsbedarf bei den Studenten besteht, der von den Universitäten nicht im gewünschten Umfang abgedeckt wird. Ein Mentorensystem, das jedem Studenten zu Beginn des Studiums einen Betreuer (Mentor) zuweist, wird teilweise eingeführt, kann dem Betreuungsbedarf aber nicht gerecht werden. 

Die Überlegung, sich zeitlich „leisten“ zu können, aktiv zu werden, wird zunehmend davon abhängen, ob die Verbindungen etwas bieten, was für das Studium erleichternd sein kann. In Betracht kommen

a) Einführungsveranstaltungen für Erstsemester

b) Benennung von Mentoren für Erstsemester 
c) Organisation von studienbegleitenden Beratungsangeboten für ausgewählte Fachrichtungen

d) Praxisbezug (Exkursionen und Betriebsbesichtigungen)
e) Bereitstellung von Arbeitsmaterial (Bücher, Computer).

Besondere Verdienste würden sich Korporationen erwerben, wenn sie Erstsemestern ein Beratungs- und Mentorenangebot offerieren würden, das deren Ängste nimmt und vielleicht mit Unterstützung älterer Semester (die über Skripten, Prüfungserfahrungen u.ä. verfügen), echte Hilfe anbieten. Dies könnte für ausgewählte Studiengänge und Prüfungen auch eine gemeinsame Aktion mehrerer Verbindungen sein. 

2. Die veränderten Studienbedingungen bedeuten ferner: 

a) Es bleibt weniger Zeit für das Aktivenleben. Damit stellt sich die Frage nach der Dauer der Aktivenzeit und der Intensität der Inanspruchnahme der jungen Mitglieder. 

b) Die Zeit, in der die Beziehung zum Bund begründet und gefestigt werden kann, wird knapper. Umso wichtiger ist ein intensiver Kontakt nicht nur unter den Aktiven, sondern auch mit den Alten Herren. 

Zunächst ist jedes neue Mitglied – von AH-Söhnen oder Verwandten abgesehen – den bereits dem Bund Angehörenden "fremd" – und umgekehrt. Deshalb sind persönliche Vorstellungen wie Besuche der AHAH an den Heimatorten ein wesentliches Element. Sie haben vor allem den Sinn der Integration der jungen Mitglieder in den Bund und der Entwicklung des Interesses der Älteren an den Jungen. Weiter ist es ein Instrument der Weitergabe von Tradition. Gerade die mündliche Überlieferung von Erlebtem und von früher gültigen Grundsätzen sind wichtige Bausteine im Zusammenleben von Generationen. Es geht ja nicht nur darum, neue Mitglieder zu gewinnen, sondern sie dauerhaft im Bund zu halten. Diese "Haltbarkeit" ist in Frage gestellt, wenn junge Leute aktiv werden, weil sie sich vielleicht gewisse Vorteile davon versprechen und dann später aus mehr oder weniger nichtigem Anlass wieder den Bund verlassen. Es kommt also darauf an, die Mitgliedschaft zu "befestigen". 
3. Der erfolgreiche Weg vieler ehemaliger Korporationsstudenten bis in Spitzenpositionen, hatte einen Grund auch in Qualifikationsmerkmalen, die sie während ihrer aktiven Zeit erworben haben. Die Übernahme von Verantwortung, die Notwendigkeit, sich mit anderen auseinander zu setzen, auch das Akzeptieren anderer Standpunkte und das Überstimmt-werden sind Erfahrungen, die freiwillig erworben werden und prägend wirken. So können die oft geforderten außerfachlichen Qualifikationen wie Teamfähigkeit und Sozialkompetenz ein Ergebnis des Lebens in einer Gemeinschaft sein. Das hat im Vergleich und Wettbewerb mit anderen u. U. den Ausschlag für das Erreichen von Positionen gegeben. 

In den Verbindungen muss noch mehr als bisher unternommen werden, solche Qualifikationen zu erwerben und zu trainieren. Hier sind nun ganz besonders die AHAH gefordert. Es geht nicht darum, durch Protektion Vorteile zu verschaffen. Das gelingt ohnehin nicht. Bestenfalls kann einmal „eine Tür geöffnet“ werden. Was aber die AHAH tun können, ist die Wiedergabe von Erfahrungen und die Hilfestellung beim Einüben bestimmter Fertigkeiten. Das setzt zunächst einen engen Kontakt zu den jungen Mitgliedern voraus. Ein Mittel dazu sind Vorträge und Diskussionen, und zwar nicht nur ein oder zwei Mal im Semester, sondern als feste Einrichtung mindestens in jeder zweiten Woche. So können die Aktiven mittelbar ein Stück beruflicher Praxis kennen lernen, über Anforderungen an Berufsanfänger etwas hören und Hinweise erhalten, wie sie sich selber vorbereiten können. Zum Teil geht es dabei um "handwerkliche" Fertigkeiten, wie die Erstellung von Bewerbungsunterlagen usw. Ein solches „coaching“ führt zugleich zu einer Festigung der Beziehungen zwischen den Generationen.

Dabei kann durchaus eine Anleihe bei den Programmen guter privater Bildungseinrichtungen wie der International University Bremen gemacht werden. Private Bildungseinrichtungen sind ja speziell mit dem Angebot aufgetreten, Defizite auszugleichen, welche den staatlichen Hochschulen anhaften. Zum Programm der Privaten bzw. zu dem, was sie angeblich oder tatsächlich besser machen (wollen) als die Staatlichen gehört die Vermittlung sog. Schlüsselkompetenzen. Darunter sind solche Kompetenzen zu verstehen, die dazu dienen, "im Beruf erfolgreich zu sein, das Gemeinwesen zu befördern und es erlauben, das eigene Leben bestmöglich zu gestalten". 
Hierzu zählen im Einzelnen: 

(1) intellektuelle Kompetenzen (Wissen und Strategien)


(z.B. abstrakt-logisches Denken, vernetztes Denken, Perspektivenwechsel, Transferfähigkeit, Anwendungskompetenz, Allgemeinbildung); 

(2) Methodenkompetenzen 
(z.B. Lern- und Arbeitsstrategien, Zeitmanagement, Umgang mit modernen Medien, Präsentationstechniken (mündlich und schriftlich), Fähigkeit zur kritischen  Prüfung von Inhalten); 

(3) Soziale und kommunikative Kompetenzen 

(z.B. Teamfähigkeit, Kommunikationsfähigkeit, Kritik- und Konfliktfähigkeit, Diskussionskompetenz, Durchsetzungsvermögen, rhetorische Fähigkeiten);

(4) Kompetenzen, die sich aus der Persönlichkeitsstruktur und der Selbstregulation ergeben (z.B. Frustrationstoleranz, Autonomie, Durchhaltevermögen, Leistungsmotivation, Handlungskontrollüberzeugung, Zuverlässigkeit, Verantwortungsgefühl, emotionale Stabilität, Offenheit, Umgehen mit Ungewissheit, Initiative, Toleranz);

(5) staats- und weltbürgerliche Kompetenzen

(z.B. bürgerschaftliches Engagement, demokratisches Grundverständnis, an den Menschen​rechten orientierter Wertekanon, interkulturelle Kompetenzen, Fremdsprachen, Erfahrungen mit der Arbeitswelt).

4. Im Kern machen das Studentische Verbindungen auch, allerdings mehr nebenher oder "by the way". Es kann sich lohnen, dies viel deutlicher zum Inhalt dessen zu machen, was Korporationen ihren Mitgliedern vermitteln 

5. Nur wenn es gelingt, Kandidaten zu verdeutlichen, dass die zeitliche Belastung einer Mitgliedschaft sich "lohnt", wird es möglich sein, die Hürden überwindbar erscheinen zu lassen. Das mag vordergründig wirken und zu wenig berücksichtigen, dass es andere Werte und Ideale gibt, deretwegen man aktiv werden sollte. Nur scheint die Neigung, sich nicht dauerhaft engagieren zu wollen und keine festen Verpflichtungen einzugehen, weit verbreitet. Sportvereine und andere auf die ehrenamtliche Arbeit von Mitgliedern angewiesene Organisationen beklagen dies seit langem. Solchen Gegebenheiten und Veränderungen in der Haltung einer jungen Generation müssen auch die Korporationen Rechnung tragen. Das bedeutet nicht, dass man einem Zeitgeist hinterherläuft. Es heißt aber, die Situation zu erkennen und entsprechend zu handeln. 
6. Studentische Verbindungen sind kein Selbstzweck. Sie sind stets ein Spiegelbild oder eine Ergänzung zur Universität gewesen. Insofern sind sie gewissermaßen "akzessorisch". Da bedeutet: da sich die Universität verändert, müssen die Korporationen dem Rechnung tragen, wenn sie überleben wollen. 
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